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Bremerhaven, 10. Februar 2015 

  
 
 

M i t t e i l u n g  N r . MIT-            /       (wird von 00 eingetragen) 

zum Antrag / zur Anfrage* nach § 34/ 36/ 36 a 

* GOStVV  

der/des * Stadtverordneten  

der Fraktion/Gruppe  *  

vom  

Thema: 

AT /AF/ FS *- 75/2014 

§ 36 

Ralf H o l z 

Bündnis 90 / Die Grünen  

21. Oktober 2014 

KLIMASTADT BREMERHAVEN - Einführung 
eines Überholverbotes für LKW auf der A 27 
zwischen dem Streckenabschnitt Abfahrt 
Wulsdorf und Abfahrt Überseehäfen zur 
Senkung des CO2-Ausstoßes (GRÜNE) 

Beratung in öffentlicher Sitzung: Ja/Nein * Anzahl Anlagen: 0 

 
 
 
I. Der Antrag/Die Anfrage* lautet: 
 
Während eines Überholvorganges eines LKW werden durchschnittlich zusätzlich ca. 400 
Gramm CO2 freigesetzt. Die Klimastadt Bremerhaven hat sich zum Ziel gesetzt, den CO2-
Ausstoß nachhaltig zu senken. Gleichzeitig gilt für den o.g. Streckenabschnitt bereits eine Ge-
schwindigkeitsbegrenzung von 120 km/h.  
 
Wir fragen den Magistrat: 
 
1. Hält der Magistrat die Einführung eines Überholverbotes für LKW über 7,5 Tonnen auf der 

A 27 auf dem Streckenabschnitt Bremerhaven-Süd bis Überseehäfen (und umgekehrt für 
beide Fahrtrichtungen) für sinnvoll, um als Klimastadt einen aktiven Beitrag zur Senkung 
des CO2-Ausstoßes und der Lärmbelästigung seiner Bürgerinnen und Bürger zu leisten? 
 

2. Wenn nein: Bitte um ausführliche Begründung. 
 
 
II. Der Magistrat hat am       beschlossen, auf den obigen Antrag folgende Mitteilung zu 
geben / die obige Anfrage* wie folgt zu beantworten: 

Die Anfrage kann wegen eines schwebenden Verfahrens in ähnlicher Sache nicht in der 
vorgesehenen Frist beantwortet werden. Der Grund dafür ist, dass die Anordnung stra-
ßenverkehrsrechtlicher Maßnahmen zur Minderung von Lärmbelästigungen durch die 
A27 bei der Straßenverkehrsbehörde beantragt und dort abgelehnt wurde. Hiergegen 
reichte der Antragsteller Klage ein, die am 5. März 2015 vor dem Verwaltungsgericht 
Bremen verhandelt wird. Sobald in dieser Sache rechtsgültig beschlossen wurde, be-
antwortet der Magistrat die Anfrage. 

 
Grantz 
Oberbürgermeister 


